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Beihilferecht; De-minimis-

Schwellenwerte ab dem Jahr 

2024 

Grundsätzlich muss jede staatliche Beihilfe bei der EU-
Kommission angemeldet werden (Notifizierungspflicht). 
Ausgenommen sind geringfügige staatliche Beihilfen (De-
minimis-Beihilfen), die keinen Einfluss auf den Wettbe-
werb und den Handel innerhalb des gemeinsamen Mark-
tes haben. Die De-minimis-Beihilferegelung besagt, dass 
staatliche Beihilfen an ein einzelnes Unternehmen bei der 
EU-Kommission nicht angemeldet und nicht von ihr ge-
nehmigt werden müssen, wenn die Gesamtsumme inner-
halb von drei Steuerjahren einen festgelegten Schwellen-
wert nicht übersteigt. Dieser liegt ab 01.01.2024 bei 
300.000 € (vormals 200.000 €), um der Inflation Rechnung 
zu tragen. Für Beihilfen zur Erbringung von Dienstleistun-
gen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse (DAWI) 
wird in der DAWI-De-minimis-Verordnung festgelegt, dass 
der Höchstbetrag pro Unternehmen innerhalb von drei 
Steuerjahren auf 750.000 € (vormals 500.000 €) ansteigt. 
Die neuen Regelungen, die die EU-Kommission am 
13.12.2023 beschlossen hat, sind am 01.01.2024 in Kraft 
getreten und gelten bis zum 31.12.2030. 
Ferner verpflichtet die EU-Kommission die Mitgliedsstaa-
ten, ab dem 01.01.2026 alle De-minimis-Beihilfen in einem 
zentralen Register auf nationaler oder EU-Ebene zu erfas-
sen. Das zentrale Register soll zu einer Verringerung des 
Verwaltungsaufwands für Unternehmen führen, da die 
De-minimis-Erklärungen hinfällig werden dürften. 
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Holzvermarktungsorganisatio-

nen; Förderung 

Die Geltungsdauer der Verwaltungsvorschrift „Förderung 
zum Aufbau von Holzvermarktungsstrukturen“ ist durch 
Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie und Mobilität vom 14.11.2023 (MinBl. S. 
276) bis zum Ablauf des 31.12.2025 hinausgeschoben 
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worden. Aufgrund der fünfjährigen Laufzeit rheinland-
pfälzischer Verwaltungsvorschriften galt die Regelung ur-
sprünglich bis 31.12.2023. 
Die Verlängerung bietet den kommunalen Holzvermark-
tungsorganisationen Planungssicherheit für weitere zwei 
Jahre. Aus Sicht des GStB ist ab dem Jahr 2026 eine An-
schlussförderung unverzichtbar. Nach der Phase der Auf-
bau- und Anschubförderung geht es künftig darum, die 
Zusammenarbeit der kommunalen und privaten Waldbe-
sitzenden bei der Holzvermarktung verlässlich zu unter-
stützen. Kooperation und Solidarität sind gerade für den 
kleinstrukturierten Waldbesitz in Rheinland-Pfalz unver-
zichtbar. Erschwerend kommen die Schäden in den Wäl-
dern durch Dürre, Hitze und Borkenkäfer hinzu, die zu gra-
vierend veränderten Rahmenbedingungen führen. Die 
finanziellen Mittel stehen aus dem kommunalen Finanz-
ausgleich zur Verfügung, originäre Landesmittel kommen 
nicht zum Einsatz. Beihilferechtliche Fragestellungen sind 
klärungsbedürftig. 
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Gehobener Forstdienst; Techni-

scher Dienst 

Der GStB unterstützt aktuelle Überlegungen, das dritte 
Einstiegsamt im Forstdienst (vormals gehobener Forst-
dienst) dem technischen Dienst zuzuordnen. Sowohl die 
Weiterentwicklung der Bachelor-Abschlüsse der Fach-
hochschulen bzw. Hochschulen als auch die Inhalte des 
zwölfmonatigen Vorbereitungsdienstes vermitteln Schlüs-
selqualifikationen zu technischen und ökologischen Frage-
stellungen. Trotz der ebenfalls enthaltenen betriebswirt-
schaftlichen Aspekte ist im Ergebnis eine Zuordnung zum 
technischen Dienst inhaltlich gerechtfertigt. Die Ausbil-
dungs- und Prüfungsordnung für den Zugang zum dritten 
Einstiegsamt im Forstdienst bedarf insoweit der Überar-
beitung und Weiterentwicklung. 
Die Zuordnung zum technischen Dienst hat die Folge, dass 
Absolventinnen und Absolventen des Vorbereitungsdiens-
tes, die in ein Beamtenverhältnis übernommen werden, 
Bezüge nach Besoldungsgruppe A 10 (statt A 9) erhalten. 
In den Nachbarbundesländern Saarland, Thüringen, Hes-
sen und Bayern ist dies bereits der Fall, in Baden-
Württemberg findet die Besoldungsgruppe A 11 Anwen-
dung. Im Tarifbereich ergibt sich mit einem Entgelt nach 
der Entgeltgruppe 10 bzw. 11 TV-L bzw. TV-H unter An-
wendung des Tarifvertrags für Ingenieure ein vergleichba-
res Bild. Die Sicherstellung der Nachwuchskräftegewin-
nung für den staatlichen wie für den kommunalen Wald-
besitz in Rheinland-Pfalz hängt demgemäß auch von einer 
hinreichend attraktiven Besoldungsstruktur im Länderver-
gleich ab. 
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Holzvermarktung; Kartellscha-

densersatzklage; OLG Koblenz 

Bekanntermaßen wird das Land Rheinland-Pfalz wegen 
angeblich kartellrechtswidriger Rundholzverkaufspraxis 
auf rund 121 Mio. € Schadensersatz verklagt. In der Folge 
hat das Land mehr als 1.000 Kommunen (überwiegend 
Ortsgemeinden) und Zweckverbänden sowie knapp 100 
privaten Waldbesitzenden den Streit verkündet. Diese 
waren in der Vergangenheit an der gebündelten Rund-
holzvermarktung beteiligt und sind Eigentümer von Wald-
flächen über 100 Hektar. Die Gemeinde Morbach und die 
Stadt Ingelheim sind auf Initiative des GStB dem Rechts-
streit auf Seiten des Landes beigetreten.  
Vor dem OLG Koblenz findet am 25.01.2024 der Termin 
zur mündlichen Verhandlung statt. Das LG Mainz hatte mit 
Urteil vom 07.10.2022 die Kartellschadensersatzklage ge-
gen das Land Rheinland-Pfalz abgewiesen. Der Klägerin 
fehle die Aktivlegitimation für die Geltendmachung der 
streitgegenständlichen Ansprüche. Außerdem scheitere 
eine Haftung des Landes daran, dass die gebündelte 
Rundholzvermarktung auf der Grundlage gesetzlicher Vor-
gaben erfolgt sei. Schließlich sei auch eine kartellbedingte 
Preisüberhöhung durch die gebündelte Rundholzvermark-
tung nicht plausibel dargelegt.  
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Jagdausübung im Staatswald Mehrere Kleine Anfragen im Landtag (LT-Drs. 18/8144, 
18/8167, 18/8168, 18/8171, 18/8180) beschäftigen sich 
mit der Jagdausübung im Staatswald. Sie sind vor dem 
Hintergrund der aktuellen Diskussionen um die Neufas-
sung des Landesjagdgesetzes zu sehen.  
Aus der Grundsatzanweisung zum Wildmanagement für 
den Landesbetrieb Landesforsten vom 01.04.2020 ergibt 
sich die Zielsetzung: „Das Oberziel des Wildmanagements 
im Staatswald bezogen auf die Wildarten, die den Wald-
aufbau gefährden können, ist die Gewährleistung des 
naturnahen Waldbaus. Das waldbauliche Betriebsziel und 
der Aufbau klimaangepasster Wälder sollen ohne Maß-
nahmen zur Wildschadensverhütung erreichbar sein. Die-
sem Ziel ist die Erzielung von Einnahmen aus der Re-
giejagd, insbesondere durch bezahlte Jagdveranstaltun-
gen und dem Abschuss von Trophäen tragendem Wild 
klar unterzuordnen.“  
Die Bejagung des Staatswaldes wird von jedem Forstamt 
eigenständig durchgeführt und verantwortet. In Regie 
bewirtschaften die 44 Forstämter insgesamt 222 Jagdbe-
zirke mit einer Fläche von 162.306 ha. Pirschbezirke als 
Teilbereiche von Jagdbezirken werden in 39 Fällen verge-
ben. In den Jahren 2018 bis 2023 haben rund 2.000 bis 
3.000 mal Forstbedienstete im Dienst an Gemeinschafts-
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ansitzen oder Bewegungsjagden teilgenommen. Es han-
delt sich in erster Linie um die zuständigen Revierleiter 
und Forstamtsleiter. Die Auswahl der in der Regiejagd des 
Landes beteiligten Jagdgäste erfolgt durch die Forstämter 
in eigener Verantwortung. Nicht verpachtete staatliche 
Eigenjagdbezirke weisen im Vergleich die geringsten Ver-
biss- und Schälschäden auf.  
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